
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 

Allgemeines Sozialversicherungsgesetz 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 189/1955 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 32/2014 

Typ 

BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 131 

Inkrafttretensdatum 

25.04.2014 

Außerkrafttretensdatum 

02.08.2017 

Abkürzung 

ASVG 

Index 

66/01 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz 

Text 

Erstattung von Kosten der Krankenbehandlung. 

§ 131. (1) Nimmt der Anspruchsberechtigte nicht die Vertragspartner (§ 338) oder die eigenen 
Einrichtungen (Vertragseinrichtungen) des Versicherungsträgers zur Erbringung der Sachleistungen der 
Krankenbehandlung (ärztliche Hilfe, Heilmittel, Heilbehelfe) in Anspruch, so gebührt ihm der Ersatz der 
Kosten dieser Krankenbehandlung im Ausmaß von 80 vH des Betrages, der bei Inanspruchnahme der 
entsprechenden Vertragspartner des Versicherungsträgers von diesem aufzuwenden gewesen wäre. Wird 
die Vergütung für die Tätigkeit des entsprechenden Vertragspartners nicht nach den erbrachten 
Einzelleistungen oder nicht nach Fallpauschalen, wenn diese einer erbrachten Einzelleistung 
gleichkommen, bestimmt, so hat die Satzung des Versicherungsträgers Pauschbeträge für die 
Kostenerstattung festzusetzen. 

(2) Durch die Satzung des Versicherungsträgers sind für die Fälle der Inanspruchnahme einer 
Ersatzleistung nach Abs. 1 nähere Bestimmungen über das Verfahren zur Feststellung des 
Versicherungsfalles, insbesondere des Beginnes und des Endes der durch die Krankheit verursachten 
Arbeitsunfähigkeit, zu treffen. Durch die Krankenordnung kann die Erstattung von Kosten der 
Krankenbehandlung ausgeschlossen werden, wenn der Versicherte in demselben Versicherungsfall einen 
Vertragspartner oder eine eigene Einrichtung (Vertragseinrichtung) des Versicherungsträgers in Anspruch 
nimmt. 

(3) Bei im Inland eingetretenen Unfällen, plötzlichen Erkrankungen und ähnlichen Ereignissen kann 
der/die nächsterreichbare Arzt/Ärztin, Zahnarzt/Zahnärztin (Dentist/Dentistin) oder die nächsterreichbare 
Gruppenpraxis, erforderlichenfalls auch die nächsterreichbare Krankenanstalt in Anspruch genommen 
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werden, falls ein/eine Vertragsarzt/Vertragsärztin, Vertragszahnarzt/Vertragszahnärztin 
(Vertragsdentist/Vertragsdentistin), eine Vertrags-Gruppenpraxis, eine Vertragskrankenanstalt oder eine 
eigene Einrichtung des Versicherungsträgers für die ärztliche Hilfe (Anstaltspflege) nicht rechtzeitig die 
notwendige Hilfe leisten kann. Der Versicherungsträger hat in solchen Fällen für die dem Versicherten 
tatsächlich erwachsenen Kosten (Arztkosten, Heilmittelkosten, Kosten der Anstaltspflege und 
Transportkosten) den in der Satzung festgesetzten Ersatz zu leisten. Darüber hinaus können nach 
Maßgabe der Satzung auch die notwendigen Reise(Fahrt)kosten übernommen werden. Für die weitere 
Behandlung ist, sofern der Versicherte nicht eine anderweitige Krankenbehandlung im Sinne des Abs. 1 
in Anspruch nimmt, so bald wie möglich ein Vertragspartner (§ 338) oder eine eigene Einrichtung 
(Vertragseinrichtung) des Versicherungsträgers heranzuziehen, wenn der Zustand des Erkrankten 
(Verletzten) dies ohne Gefahr einer Verschlimmerung zuläßt. 

(4) Bergungskosten und die Kosten der Beförderung bis ins Tal werden bei Unfällen in Ausübung 
von Sport und Touristik nicht ersetzt. 

(5) Für Leistungen eines approbierten Arztes (§ 44 Abs. 1 des Ärztegesetzes 1998) besteht nur dann 
Anspruch auf Kostenerstattung, wenn der Arzt gemäß Artikel 29 der Richtlinie 2005/36/EG, das Recht 
erworben hat, den ärztlichen Beruf als Arzt für Allgemeinmedizin im Rahmen eines 
Sozialversicherungssystems auszuüben. 

(6) Wenn die flächendeckende Versorgung der Versicherten durch Verträge nicht in ausreichendem 
Maße gesichert ist, so kann in der Satzung des Versicherungsträgers das Ausmaß des Ersatzes der Kosten 
der Krankenbehandlung gemäß Abs. 1 mit mehr als 80 vH, höchstens jedoch mit 100 vH des Betrages, 
der bei Inanspruchnahme der entsprechenden Vertragspartner des Versicherungsträgers von diesem 
aufzuwenden gewesen wäre, festgesetzt werden. Die flächendeckende Versorgung ist im Regelfall dann 
anzunehmen, wenn Gesamtverträge nach dem Sechsten Teil bestehen. 
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